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Schriftlicher Bericht 
des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 

— Drucksache 1008 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert 


Der Bundestag hat in (seiner 69. Sitzung am 22. 
April 1959 den von der Bundesregierung einge- 
brachten Gesetzentwurf federführend an den Finanz- 
ausischuß und zur Mitberatung an den Wirtschafts- 
ausschuß überwiesen. 

Die beiden Ausschüsse haben die Vorlage ein- 
gehend beraten. Sie haben dabei insbesondere auch 
die beiden Änderungsvorschläge des Bundesrates 
sowie die vom Bundesrat zur Prüfung im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren empfohlenen Änderungs- 
anträge der Reg'ierung des Saarlandes erwogen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die Beschlüsse des 
federführenden Finjainzausischusses gebilligt. Einem 
zusätzlichen Ändemngs vor schlag des Wirtschafts- 
ausschusses hinsichtlich der Bewertung des Vorrats- 
vermögens glaubte der Finanzausschuß nicht folgen 
zu können. 

L Allgemeines 

Der Entwurf gehört zu den Gesetzesvorlagen, die 
durch die bevorstehende Einführung der Deutschen 
Mark im Saarland erforderlich werden. Auf die Be- 
gründung im Regierungs entwurf ist zu verweisen. 
Die Vorlage enthält in ihrem Ersterb Teil die not- 
wendigen handeis- und steuerrechtlichen Vorschriften, 
um die Buchführung und Rechinungslegung der saar- 
ländischen Kaufleute von der Franke nwährung in die 
Währung der Deutschen Mark zu überführen und um 
die Kapitalverhältnisse von Kapitalgesellschaften so- 
wie die Geschäftsguthaben und Geschäftsanteüe von 
eingetragenen Genossenschaften auf die DM- Wäh- 
rung umzustellen. Diese Vorschriften lehnen sich an 
die entsprechende Regelung des für das übrige Bun- 
desgebiet im Jahre 1949 anläßlich der Einführung der 
Deutschen Mark ergangenen D-Markbilanzgesetzes 


an. Abvreichungen von dessen Vorschriften sind durch 
die Verschiedenheit der wirtschaftlichen Ausgangs- 
situation der bundesdeutschen Wirtschaft im Jahre 
1948 und der Saarwirtschaft am Ende der wirtschaft- 
lichen Übergangszeit bedingt, wobei diese Abwei- 
chungen durchweg zugunsten der Steuerpflichtigen 
gehen. 

Der Finanzausschuß hat diesen Teil der Regierungs- 
vorlage grundsätzlich als eine geeignete Lösung der 
gekennzeichneten Probleme angesehen. Er hat es je- 
doch, in teilweiser Berücksichtigung von einhellig aus 
dem Saarland vorgetragenen Wünschen, für erforder- 
lich gehalten, in einzelnen Beziehungen, iinisbeson- 
dere hinsichtlich der Bewertung von Valutaforde- 
rungen und der Bewertung von Wertpapieren 
und Anteilen, die von Ausstellern mit Sitz dm Bundes- 
gebiet außerhalb des Saarlandes ausgegeben worden 
sind, die Aufstockungsmöglichk'eiten zugunsten der 
saarländischen Wirtschaft zu verbessern. Außerdem 
schlägt der Finanzausschuß eine Neufassung der Vor- 
schriften über eine im Zusammenhang mit der Auf- 
stellung der D-Markeröffnungsbilanz erfolgende Um- 
wandlung von Kapitalgesellschaften, eine Herauf- 
setzung der für die Prüfungspflicht der Eröffnungs- 
bilanzen von Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung maßgebenden Beträge des Stammkapitals und 
der Bilanzsumme sowie einige minder bedeutsame 
Änderungen der steuerlichen Vorschriften vor. 

Der Zweite Teil der Regierungsvorlage stellt eine 
Ergänzung des im Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes geltenden D-Markbilanzrechts dar. Er sieht 
die endgültigen Werte für die in den Eröffnungsbilan- 
zen der Kaufleute mit Sitz im Bundesgebiet außer- 
halb des Saarlandes bisher vorläufig bewerteten saar- 
ländischen Wertpapiere und Änteile vor. Der Finanz- 
ausschuß hat diese Regelung gebilligt. Er hat jedoch 
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auf Grund von Wünschen aus dem Saarland als einen 
neuen Zweiten Abschnitt dieses Teils Vorschriften 
für die Bewertung des Vermögens siaarländischer 
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten von Kauf- 
leuten mit Sitz im übrigen Bundesgebiet eingefügt. 

Der Dritte Teil der Regierungsvorlage enthält 
Schlußvorschriften, denen der Finanzaußschuß ohne 
Änderungen zugestimmt hat. 

IL Zu einzelnen Vorschriften 

Den Vorschlag des Bundesrates, die in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehenen Fristen für die Feststel- 
lung der Franken-Schlußbilanz (§ 1 Atbs. 3) und der 
D-Markeröffnungsbdanz zu verlängern, hat sich der 
Finanzausschuß nicht zu eigen gemacht. Er hält die 
vorgesehenen Fristen für ausreichend, zumal sie in 
begründeten Fällen durch das Registergericht ver- 
längert werden können. 

Dagegen hat sich der Finanzausschuß dem weiteren 
Änderungsvorschlag des Bundesrates, dem auch die 
Bundesregierung zugestiimmt hat, angeschlossen, 
§ 12 Abs. 2 Buchstabe b Satz 2 der Regierungsvor- 
lage zu streichen. Nach der Regierungsvorlage wäre 
der höchstzulässige Wertansatz für bewegliche 
Güter des Anlagevermögens je nach dem in der 
Frankenzeit angewendeten Abschireibungsverfahren 
verschieden. Nach der wirtschaftlichen Emgliederung 
sollten jedoch alle saarländischen Unternehmen 
durch Zulassung gleicher Wertansätze für vergleich- 
bare Wirtsdiaftsgüter gleiche Startbedingungen er- 
halten. 

Für Wertpapiere und Anteile, die von Ausstellern 
mit Sitz im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes 
ausgegeben sind, hält der Fiinanzausschuß eine Be- 
wertung mit dem Steuerkurswert oder dem gemeinen 
Wert eines Stichtages für angemessen, der zeitlich 
nicht zu sehr vor dem Stichtag der Eröffnungsbilanz 
liegt. Der Finanzausschuß schlägt deshalb statt des 
in der Regierungsvorlage vorgesehenen Stichtags 
vom 31. Dezember 1952 (§ 14 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2) 
den 31. Dezember 1956 als Stichtag vor. 

Der Anregung der saarländischen Regierung, in 
§ 14 Abs:. 4 für die Umrechnung der Wertansätze in 
der Franken- Schlußbilanz anstelle des Umrechnungs- 
kurses des Eingliederungstages den Umrechnungs- 
kurs des jeweiligen Anschaffungszeitpunktes der 
Wertpapiere und Anteile zugrunde zu legen, hat der 
Finanzausschuß schon wegen der praktischen Schwie- 
rigkeiten bei der Feststellung des Anschaffungs- 
zeitpunktes nicht entsprochen. Die Anregung hat zu- 
dem infolge der vom Finanzausschuß vorgeschla- 
genen Änderung des § 14 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
eine geringere Bedeutung als nach der Regierungs- 
vorlage. 

Um zu vermeiden, daß die saarländischen Kaufleute 
als Gläubiger von Valutaforderungen, insbesondere 
als Gläubiger von auf Deutsche Mark lautenden For- 
derungen, eiinen sich lediglich aus der Abwertung 
des Franken ergebenden Scheiingewinn versteuern 
müssen, was gerade bei Valutaforderungen als nicht 
gerechtfertigt anzusehen wäre, schlägt der Finanz- 
ausschuß vor, durch Einfügung eines neuen § 16a 
den Ansatz von Valutaforderungen in der Eröffnungs- 


bilanz mit dem Zeitwert am Eingliederungstag zu- 
zulassen. 

Dagegen hat es der Finanzausschuß wirtschaftlich 
nicht für erforderlich gehalten, bei der Bewertung des 
Vorratsvermögens von der in der Regierungsvorlage 
vorgesehenen Umrechnung des Wertansatzes in der 
Franken- Schlußbilanz mit dem Umrechnungskurs 
am Eingliederungsstichtäg (§ 17) abzugehen und ent- 
sprechend einer Anregung des Wirtschaftsausschus- 
sies zum Ausgleich der beiden letzten Frankenab- 
wertungen eine nach dem jeweiligen Anschaffungs- 
zeitpunkt verschiedene Bewertung zuzulassen. Eine 
solche Regelung würde auch zu erheblichen prak- 
tischen Schwierigkeiten bei der dann erforderlichen 
Feststellung des jeweiligen Anischaffungszeitpunktes 
führen. Die abgelehnte Regelung hätte dazu er- 
geben, daß bestimmte Sachwertgewinne aus der 
Abwertung gänzlich steuerfrei bleiben würden. 

Zu § 28 der Regierungsvorlage schlägt der Finanz- 
ausschuß eine Neufasisung dieser Vorschrift vor. Die 
Erörterung der Vorschrift auf Grund einer saarlän- 
dischen Änderungsanregung hat ergeben, daß die in 
der Regierungsvorlage vorgesehene unveränderte 
Übernahme des § 45 DMBG wegen der Besonder- 
heiten der Sach- und Rechtslage bei der Währungs- 
umsteilung im Saarland nicht ausreicht. Im eiinizelnen 
waren für die vorgeschlagene Neufassung folgende 
übe rl egungen maß gebend : 

§ 28 Abs. 1 Satz 2 der Neufassung stellt gegen- 
über der Regierungstvorlage klar, daß der in der DM- 
Zeit beschloissenen Umwandlung nur eine D-Mark- 
bilanz zugrunde gelegt werden kann. Außerdem wird 
die Umwandlung dadurch erleichtert, daß es nach 
dem Vorschlag des Finanzausschusses genügen soll, 
wenn der Stichtag der Umwandlungsbilanz sechs 
Monate vor dem Tag der Anmeldung der Umwaind- 
lung, nicht wie nach der Regierungsvorlage sechs 
Monate vor dem Tag der Eintragung der Umwand- 
lung liegt. § 28 Abs. 1 Satz 3 der Neufassung soll 
das Entstehen einer Streitfrage verhindern, die schon 
zu der ursprünglichen Fassung des § 45 DMBG ent- 
standen war. Handelsrechtlich wird die Umwandlung 
erst mit ihrer Eintragung, in den hier erörterten Fäl- 
len also stets erst nach dem Eingliederungstag, wirk- 
sam. Die Gesellschafter der umgewandelten Kapital- 
gesellschaft müssen deshalb im einer von ihnen auf- 
zustellenden Eröffnungsbilanz ihre Anteile an der 
Kapital gesell Schaft noch als solche ausweisen. § 28 
Abs. 1 Satz 3 der Neufassung stellt klar, daß die An- 
teile an der umgewandelten Kapital gesellschaft von 
deren Gesellschaftern auch dann in ihrer Eröffnungs- 
bilanz als Anteile auszuweisen sind, wenn der Um- 
wandlung die Eröffnungsbilanz der Kapitalgesell- 
schaft zugrundegelegt und im Verhältnis der GeselT 
schafter zueinander die Umwandlung auf den Stich- 
tag dieser Bilanz zurückbezogen wird. 

§ 28 Abs. 2 der Neufassung entspricht im wesent- 
lichen der in § 28 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 
der Regierungsvorlage vorgesehenen Regelung, Die 
neue Vorschrift ist jedoch ausdrücklich auf den 
praktisch allein bedeutsamen Fall beschränkt, daß 
es sich um eine Umwandlung unter Übertragung 
des Vermögens der Kapitalgesellschaft auf eine 
gleichzeitig errichtete Personengesellschaft handelt. 
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Durch § 28 Abs. 3 der Neufassung wird die Rege- 
lung des § 28 Abs. 1 und 2 auf die Umwandlung 
von bergrechtlichen Gewerkschaften erstreckt, so- 
weit sie für Unternehmen dieser Rechtsform von Be- 
deutung ist. § 28 Abs, 4 der Neufassung entspricht 
§ 28 Abs. 2 der Regierungsvorlage. 

Zu § 32 hat der Finanzausschuß die Befürchtung 
der saarländischen Regierung erörtert, daß die im 
Saarland vorhandenen Wirtschaftsprüfer und ver- 
eidigten Buchprüfer nicht ausreichen könnten, um 
eine rechtzeitige Prüfung der Eröffnungsbilanzen 
der nach § 32 Abs. 1 prüfungspflichtigen Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung zu gewährlei- 
sten. Aus grundsätzlichen Erwägungen hat es der 
Finanzausschuß nicht für angängig erachtet, dieser 
Sorge dadurch zu begegnen, daß die Prüfung der 
Eröffnungsbilanzen dieser Gesellschaften durch 
Steuerberater für ausreichend erklärt wird. Um 
aber auf andere Weise den saarländischen Be- 
denken Rechnung zu tragen, schlägt der Finanzaus- 
schuß vor, in § 32 Abs. 1 die Beträge des Stamm- 
kapitals und der Bilanzsumme, von denen die Prü- 
fungspflicht abhängt, zu erhöhen. Dadurch wird die 
Zahl der prüfungspflichtigen Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung so erheblich vermindert, daß 
eine rechtzeitige Durchführung der Prüfung durch 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigte Buchprüfer ohne 
Schwierigkeiten erwartet werden kann. 

Zu § 51 Abs. 4 Satz 1 schlägt der Finanzausschuß 
auf saarländischen Wunsch vor, die Worte „und 
nicht als versteuerte Rücklagen gelten"' einzufügen. 
Im Saarland konnten in der Franken-Zeit den 
steuerlichen Gewinn mindernde Rücklagen gebildet 
werden, die bei Eintritt bestimmter Voraussetzun- 
gen als „versteuerte Reserve“ galten und dann 
ohne Beeinflussung des steuerlichen Gewinns in 
versteuertes Kapital umgewandelt werden konnten. 
Soweit solche Rücklagen noch in der Frankenr 
Schlußbilanz ausgewiesen werden, obwohl bis zum 
Eingliederungstag nach den saarländischen Steuer- 
vorschriften die Voraussetzungen für die Behand- 
lung als „versteuerte Rücklagen“ eingetreten und 
die Rücklagen nicht mehr gewinnerhöhend aufzu- 
lösen waren, müssen sie von der Regelung des § 51 
Abs. 4, der für die übrigen Rücklagen zum Zwecke 
ihrer gewinnerhöhenden Auflösung den Ausweis 
in der steuerlichen D-Markeröffnungsbilanz vor- 
sieht, ausgeschlossen werden. 

Die am Eingliederungstag bei saarländischen Un- 
ternehmen vorhandenen Waren sind mit den ihrer 
Höhe und Art nach abweichenden bisherigen saar- 
ländischen Zöllen, Verbrauchsteuern, Mehrwert- 
steuern usw. entsprechend höher oder niedriger 
belastet als Waren gleicher Art im übrigen Bundes- 
gebiet. Daher werden nach einer auf Grund des § 18 
Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Eingliederung 
des Saarlandes vom 23. Mai 1956 zu erlassenden 
Verordnung den saarländischen Unternehmern für 
Waren, die sie am Eingliederungstag auf Lager 
haben, Vergütungen gezahlt bzw. es werden in ein- 
zelnen Fällen der bisher '^niedrigeren Belastung 
Nachsteuern erhoben. Die sich hierbei ergebenden 
Erträge und Aufwendungen sind ertragsteuerlidi zu 
berücksichtigen. Dies soll dadurch geschehen, daß 
solche im Zeitpunkt der Eingliederung entstehen- 


den und in der Franken-Schlußbilanz noch nicht 
auszuweisenden Forderungen oder Verbindlich- 
keiten nach dem vom Finanzausschuß angefügten 
§ 51 Abs. 4 Satz 3 nicht bereits in der D-Markeröff- 
nungsbilanz, sondern erst in der nächsten nach dem 
Eingliederungstag aufzustellenden Steuerbilanz zu 
berücksichtigen sind. 

Der vom Finanzausschuß vorgeschlagene neue 
Zweite Abschnitt des Zweiten Teils des Entwurfs 
(§ 58b) soll entsprechend einem saarländischen 
Wunsch den Kaufleuten mit Sitz im Bundesgebiet 
außerhalb des Saarlandes gestatten, in ihrer ersten 
Bilanz nach dem Eingliederungstag das Vermögen 
ihrer saarländischen Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten neu zu bewerten. Bisher ist dieses 
Vermögen in den Bilanzen des Hauptunternehmens 
häufig mit einem Erinnerungsposten oder mit dem 
jeweiligen Bilanzsaldo der zum Teil handelsrecht- 
lich, jedenfalls aber steuerrechtlich erforderlichen 
Sonderbilanzen der Zweigniederlassung oder Be- 
triebsstätte angesetzt. Es besteht kein Anlaß, die 
Kaufleute an diesen bisherigen Wertansätzen fest- 
zuhalten. Vielmehr erscheint es erforderlich, ihnen 
die Möglichkeit zu geben, die in der Franken- 
Schlußbilanz der Zweigniederlassung oder Betriebs- 
stätte angesetzten Werte in die Bilanz des Haupt- 
unternehmens zu übernehmen und ihnen dabei die 
gleichen Aufstockungsmöglichkeiten zu gewähren, 
wie sie die saarländischen Kaufleute nach den Vor- 
schriften des Ersten Teils des Entwurfs haben. Die 
hierfür erforderlichen handelsrechtlichen Vorschrif- 
ten sieht § 5&b Abs. 1 bis 3 vor. Absatz 4 stellt klar, 
daß auch die Wertansätze für Vermögens gegen- 
stände einer saarländischen Zweigniederlassung 
oder Betriebsstätte, die in einer D-Markeröffnungs- 
bilanz nach dem D-Markbilanzgesetz von 1949 aus- 
gewiesen worden sind, nur nach § 58b Abs. 1 bis 3 
geändert und nicht nach § 47 DMBG berichtigt wer- 
den können. Für die steuerliche Gewinnermittlung 
sollen die Vermögensgegenstände der Zweignieder- 
lassungen oder Betriebsstätten nach Absatz 5 Satz 1 
in die Buchführung des Hauptuntnehmens mit dem 
Wert als Ausgangswert übernommen werden, mit 
dem sie bei Weiterführung der saarländischen Be- 
triebsstätte als selbständiges Unternehmen in einer 
steuerlichen D-Markeröffnungsbilanz auf den Ein- 
gliederungstag höchstens hätten ausgewiesen wer- 
den können. Mit der in Absatz 5 Satz 2 vorgesehe- 
nen Freistellung des Unterschiedsbetrages zwischen 
diesem Ausgangswert und dem bisherigen Wert- 
ansatz in der für einen vor dem Eingliederungstag 
liegenden Bilanzstichtag aufgestellten Steuerbilanz 
des Hauptunternehmens soll sichergestellt werden, 
daß diese Vermögensgegenstände steuerlich er- 
folgsneutral in die Steuerbilanz des Hauptunter- 
* nehmens übernommen werden können. Verluste 
aus der saarländischen Zweigniederlassung oder 
Betriebsstätte sollen auf Grund der Vorschrift des 
Absatzes 5 Satz 3 vom Hauptunternehmen unter 
den gleichen Voraussetzungen übernommen und 
steuerlich geltend gemacht werden können, wie die 
Zweigniederlassung oder Betriebsstätte sie hätte 
geltend machen können, wenn sie ein selbständiges 
saarländisches Unternehmen wäre. Die in Absatz 5 
vorgesehene Regelung für Unternehmen, die han- 
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delsrechtlich zur Aufstellung von Bilanzen ver- 
pflichtet sind, soll nach Absatz 6 für Steuerpflich- 
tige, die ihre Einkünfte ebenfalls durch Vermögens- 
vergleich ermitteln, jedoch nicht verpflichtet sind, 
eine handelsrechtliche D-MarkerÖffnungsbilanz auf- 
zustellen, sinngemäß gelten. 


§ 58a stellt klar, daß für die Bewertung von 
Wertpapieren und Anteilen, die zum Vermögen 
einer unter § 58b fallenden saarländischen Zweig- 
niederlassung oder Betriebsstätte gehören, die Vor- 
schriften des § 58b den Vorrang vor der Regelung 
der §§ 57, 58 haben. 


Bonn, den 10. Juni 1959 


Seuffert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1008 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1959 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Seuffert 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
— Drucksache 1008 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 4 

Zweigniederlassungen und sonstige 
Betriebsstätten im Saarland 

(1) Kaufleute und bergrechtliche Gewerkschaften, 
die eine Zweigniederlassung oder sonstige Betriebs- 
stätte im Saarland, aber ihre Hauptniederlassung 
(Sitz) in Deutschland außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes haben, sind verpflichtet, 

a) über die von ihren Zweigniederlassungen 
oder sonstigen Betriebsstätten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes betriebenen 
Geschäfte, 

b) über das dem Geschäftsbetrieb des Unter- 
nehmens im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes dienende Vermögen, 

c) über das sonstige im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vorhandene Vermögen des 
Unternehmens 

gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen. 
Das gleiche gilt für solche noch bestehenden Unter- 
nehmen, die im Handelsregister (Genossenschafts- 
register) ihrer Hauptniederlassung (Satz 1) ohne 
Sitzverlegung gelöscht worden sind, mit der Maß- 
gabe, daß sie außerdem auch über das sonstige im 
Ausland vorhandene Vermögen des Unternehmens 
gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen 
haben. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
über Handelsbücher sowie Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Aufstellung eines Inventars und 
einer Eröffnungsbilanz gelten insoweit entspre- 
chend. Gleiches gilt sinngemäß für nach dem Tag 
vor dem Eingliederungstag im Saarland errichtete 
Zweigniederlassungen oder sonstige Betriebsstät- 
ten solcher Unternehmen. 

(2) Die Unternehmen haben für ihre im Saar- 
land befindlichen Zweigniederlassungen einen oder 
mehrere ständige Vertreter mit Wohnsitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zu bestellen, sofern 
nicht der Geschäftsinhaber (Gesellschafter) oder die 
gesetzlichen Vertreter des Unternehmens den 
Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
oder nach anderen Vorschriften ein gesetzlicher 


Beschlüsse des 14, Ausschusses 

§ 4 

Zweigniederlassungen und sonstige 
Betriebsstätten im Saarland 

(1) Kaufleute und bergrechtliche Gewerkschaften, 
die eine Zweigniederlassung oder sonstige Betriebs- 
stätte im Saarland, aber ihre Hauptniederlassung 
(Sitz) in Deutschland außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes haben, sind verpflichtet, 

a) über die von ihren Zweigniederlassungen 
oder sonstigen Betriebsstätten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes betriebenen 
Geschäfte, 

b) über das dem Geschäftsbetrieb des Unter- 
nehmens im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes dienende Vermögen, 

c) über das sonstige im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vorhandene Vermögen des 
Unternehmens 

gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen. 
Das gleiche gilt für solche noch bestehenden Unter- 
nehmen, die am Handelsregister (Genossenschafts- 
register) ihrer Hauptniederlassung (Satz 1) ohne 
Sitzverlegimg gelöscht worden sind, mit der Maß- 
gabe, daß sie außerdem auch über das sonstige im 
Ausland vorhandene Vermögen des Unternehmens 
gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen 
haben. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
über Handclsbücher sowie die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Aufstellung eines Inventars und 
einer Eröffnungsbilanz gelten insoweit entspre- 
chend. Gleiches gilt sinngemäß für nach dem Tag 
vor dem Eingliedcrungstag im Saarland errichtete 
Zweigniederlassungen oder sonstige Betriebsstät- 
ten solcher Unternehmen. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

Vertreter für die Zweigniederlassungen bestellt ist. 
Die ständigen Vertreter vertreten das Unternehmen 
hinsichtlich des Vermögens, über das nach Absatz 1 
gesondert Buch zu führen ist; sie haben die Befug- 
nisse von gesetzlichen Vertretern. Sie sind zur Ein- 
tragung im Handelsregister (Genossenschaftsregi- 
ster) anzumelden. Das Gericht kann aus wichtigem 
Grund die Eintragung der Bestellung ablehnen oder 
die Bestellung widerrufen. Unterhält das Unterneh- 
men im Saarland nur Betriebsstätten, so hat es am 
Ort der Geschäftsleitung oder der Verwaltung für 
die Betriebsstätten im Saarland eine Zweignieder- 
lassung zu errichten. 

(3) Die Errichtung der Zweigniederlassung und 
die Bestellung der ständigen Vertreter ist abwei- 
weichend von §§ 13, 13a des Handelsgesetzbuchs, 
§§ 35, 36 des Aktiengesetzes beim Gericht des Sit- 
zes der Zweigniederlassung zur Eintragung in das 
Handelsregister (Genossenschaftsregister) anzumel- 
den; das Gericht des Sitzes der Zweigniederlassung 
hat die Eintragungen von Amts wegen dem Gericht 
des Sitzes mitzuteilen. Das gleiche gilt für alle son- 
stigen ausschließlich die Zweigniederlassungen be- 
treffenden Anmeldungen durch den ständigen Ver- 
treter. 

(4) Wird die Errichtung der Zw;eigniederlassung 
oder die Bestellung der ständigen Vertreter nicht 
binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes bei dem Gericht des Sitzes der Zweignieder- 
lassung angemeldet, so hat es von Amts wegen die 
Errichtung der Zweigniederlassung einzutragen, 
einen ständigen Vertreter für die Zweigniederlas- 
sung zu bestellen und dessen Bestellung einzutra- 
gen. Auf Antrag der gesetzlichen Vertreter des Un- 
ternehmens kann das Gericht die von Amts wegen 
erfolgte Bestellung des ständigen Vertreters wider- 
rufen. Die Eintragungen haben ferner von Amts 
wegen zu erfolgen, wenn 

a) die Betriebsstätte oder die Zweignieder- 
lassung erst nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes errichtet wird und die Anmel- 
dungen nicht binnen sechs Monaten nach 
Errichtung erfolgen, 

b) die Bestellung eines ständigen Vertreters 
vom Gericht widerrufen und die Bestel- 
lung eines anderen ständigen Vertreters 
nicht angemeldet oder dessen Eintragung 
aus wichtigem Grund abgelehnt wird. 

(5) Der ständige Vertreter hat Anspruch auf Er- 
satz angemessener barer Auslagen und auf Vergü- 
tung für seine Tätigkeit. Die Auslagen und die Ver- 
gütung setzt das Gericht fest, wenn der ständige 
Vertreter sich nicht mit dem Unternehmen einigen 
kann; gegen die Festsetzung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig; die weitere Beschwerde ist aus- 
geschlossen. Aus der rechtskräftigen Festsetzung 
findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivilpro- 
zeßordnung statt. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Unter- 
nehmen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes auch 
außerhalb des Saarlandes eine Zweigniederlassung 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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oder sonstige Betriebsstätte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben. Die Verpflichtung dieser 
Unternehmen, nach § 2 des D-Markbilanzgesetzes 
gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen, 
umfaßt vom Eingliederungstag an auch die Ver- 
pflichtung, über die von ihren Zweigniederlassun- 
gen oder sonstigen Betriebsstätten im Saarland be- 
triebenen Geschäfte, über das dem Geschäftsbetrieb 
des Unternehmens im Saarland dienende Vermö- 
gen und über das sonstige im Saarland vorhandene 
Vermögen des Unternehmens sowie über die von 
im Saarland befindlichen Zweigniederlassungen und 
sonstigen Betriebsstätten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes betriebenen Geschäfte gesondert Buch zu 
führen und Rechnung zu legen. Die Befugnisse der 
für diese Unternehmen bestellten ständigen Ver- 
treter erstrecken sich auch auf das Vermögen, über 
das nach Satz 2 gesondert Buch zu führen ist. 

§ 5 

Vorschriften für die Eröffnungsbilanz. Fristen 

(1) Soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt, finden die allgemeinen nach dem 
Gesetz oder der Satzung für das Inventar und die 
Jahresbilanz geltenden Vorschriften auch auf die 
Aufstellung des Inventars sowie die Aufstellung, 
Prüfung, Vorlegung, Feststellung und Veröffent- 
lichung der Eröffnungsbilanz Anwendung. 

(2) Für die Eröffnungsbilanz gilt § 1 Absatz 2 
Satz 2 bis 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

§ 12 

Bewegliches Anlagevermögen innerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

(1) Bewegliche Gegenstände des Anlagevermö- 
gens innerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes (insbesondere Maschinen, Schiffe, maschinelle 
Anlagen und sonstige Betriebsvorrichtungen, auch 
wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grund- 
Stüdes sind, Werkzeuge und Einrichtungsgegenstän- 
de) sind höchstens mit dem Wert anzusetzen, der 
sich auf der Grundlage der am Eingliederungstag 
im übrigen Bundesgebiet geltenden gewöhnlichen 
Wiederbeschaffungs- oder Herstellungskosten (Neu- 
wert) unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ge- 
samtnutzungsdauer im Verhältnis zur bisherigen 
tatsächlichen Nutzung ergibt. 

(2) Für die anteilmäßige Berücksichtigung der 
Gesamtnutzungsdauer gemäß Absatz 1 sind im ein- 
zelnen folgende Grundsätze anzuwenden: 

a) Entspricht die bisherige tatsächliche Nut- 
zung dem Zeitraum, für den steuerliche 
Absetzungen für Abnutzung bei Gegen- 
ständen dieser Art bisher üblich waren 
(betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer), so 
sind die Gegenstände höchstens mit einem 
Drittel des Neuwerts anzusetzen. 

b) Erreicht die bisherige tatsächliche Nutzung 
noch nicht das Ende der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer, so kann der Betrag 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 5 

Vorschrift für die Eröffnungsbilanz. Fristen 

(1) unverändert 


(2) Für die Eröffnungsbilanz gilt § 1 Abs. 2 
Satz 2 bis 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

§ 12 

Bewegliches Anlagevermögen innerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

(1) unverändert 


(2) Für die anteilmäßige Berücksichtigung der 
Gesamtnutzungsdauer gemäß Absatz 1 sind im ein- 
zelnen folgende Grundsätze anzuwenden: 

a) unverändert 


b) Erreicht die bisherige tatsächliche Nutzung 
noch nicht das Ende der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer, so kann der Betrag 
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von einem Drittel des Neuwerts für jedes 
Jahr, für das solche Absetzungen noch 
möglich gewesen waren, um den Betrag 
erhöht werden, der sich aus einer Teilung 
von zwei Dritteln des Neuwerts durch die 
Gesamtzahl der Jahre der betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer ergibt. Der 
Wertansatz für einen Gegenstand im Sin- 
ne des Satzes 1, bei dem von den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht 
ausschließlich Absetzungen für Abnutzung 
in gleichen Jahresbeträgen vorgenommen 
worden sind, darf jedoch den zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schluß- 
bilanz nur um den Betrag überschreiten, 
der sich als Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Wert nach Satz 1 und dem zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert ergibt, mit dem der Gegenstand in 
der steuerlichen Franken- Schlußbilanz an- 
zusetzen gewesen wäre, wenn von den 
Anschaf fungs- oder Herstellungskosten des 
Gegenstandes ausschließlich Absetzungen 
für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen 
vorgenommen worden wären-, §11 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Sind Gegenstän- 
de im Sinne von Satz 1 in einem kürze- 
ren Zeitraum als der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer voll abgeschrieben 
worden, so sind sie höchstens mit einem 
Drittel des Neuwerts anzusetzen. 

c) übersteigt die bisherige tatsächliche Nut- 
zung die betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer, so ist der Betrag von einem Drittel 
des Neuwerts um einen den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden angemesse- 
nen Abschlag zu kürzen. 

§ 14 

Anteile und Wertpapiere des Anlagevermögens 
und Umlaufvermögens 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, berg- 
rechtliche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften) 
und Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 
gesellschaften verkörpern, können höchstens 

1. mit dem am 31. Dezember 1954 nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des saarländischen Be- 
wertungsgesetzes für den einzelnen An- 
teil oder das einzelne Wertpapier maß- 
gebenden Wert, umgerechnet in Deutsche 
Mark zum amtlichen Umrechnungskurs 
dieses Tages, angesetzt werden, wenn es 
sich um 

a) Anteile an Kapitalgesellschaften 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

von einem Drittel des Neuwerts für jedes 
Jahr, für das solche Absetzungen noch 
möglich gewesen wären, um den Betrag 
erhöht werden, der sich aus einer Teilung 
von zwei Dritteln des Neuwerts durch die 
Gesamtzahl der Jahre der betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer ergibt. Sind 
Gegenstände im Sinne von Satz 1 in 
einem kürzeren Zeitraum als der betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer voll abge- 
schrieben worden, so sind sie höchstens 
mit einem Drittel des Neuwerts anzuset- 
sen. 


c) unverändert 


§ 14 

Anteile und Wertpapiere des Anlagevermögens 
und Umlaufvermögens 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, berg- 
rechtliche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften) 
und Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 
gesellschaften verkörpern, können höchstens 

1. mit dem am 31. Dezember 1954 nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des saarländischen Be- 
wertungsgesetzes für den einzelnen An- 
teil oder das einzelne Wertpapier maß- 
gebenden Wert, umgerechnet in Deutsche 
Mark zum amtlichen Umrechnungskurs 
dieses Tages, angesetzt werden, wenn es 
sich um 

a) Anteile an Kapitalgesellschaften 
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b) Wertpapiere von Schuldnern 

mit Sitz im Saarland handelt, die be- 
reits in der Jahresbilanz für das im 
Kalenderjahr 1954 endende Geschäfts- 
jahr ausgewiesen worden sind, 

2. mit dem Steuerkurswert vom 31. Dezem- 
ber 1952 angesetzt werden, wenn es sich 
um 

a) Anteile an Kapitalgesellschaften 

b) Wertpapiere von Schuldnern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes außerhalb des Saarlandes han- 
delt, die bereits in der Jahresbilanz für 
das im Kalenderjahr 1952 endende Ge- 
schäftsjahr ausgewiesen worden sind. 

(2) Ist für die in Absatz 1 Nr. 2 bezeidmeten An- 
teile und Wertpapiere ein Steuerkurswert auf den 
31. Dezember 1952 nicht festgesetzt worden, so 
können sie höchstens mit dem sonstigen, nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des Bewertimgsgesetzes für den 
einzelnen Anteil oder das einzelne Wertpapier 
maßgebenden Wert vom 31. Dezember 1952 ange- 
setzt werden. 

(3) Ist der Wertansatz für in den Absätzen 1 und 2 
bezeichnete Anteile und Wertpapiere in der steuer- 
lichen Franken-Sdilußbilanz, umgerechnet zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag in 
Deutsche Mark, höher als der nach Absatz 1 oder 2 
zulässige Höchstwert, so kann höchstens dieser 
höhere Wert angesetzt werden. § 11 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(4) Soweit 

1. Anteile an Kapitalgesellschaften 

2. Wertpapiere, die keine Anteile an Kapi- 
talgesellschaften verkörpern, von Schuld- 
nern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
unter die Absätze 1 imd 2 fallen, können sie höch- 
stens mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederimgstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schlußbilanz ange- 
setzt werden. § 11 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland kann höchstens mit dem Wert an- 
gesetzt werden, der sich als Kapitalanteil des Ge- 
sellschafters aus der Eröffnungsbilanz dieser Per- 
sonengesellschaft ergibt. Ein Anteil an einer Per- 
sonengesellschaft mit Sitz im Geltimgsbereich dieses 
Gesetzes außerhalb des Saarlandes kann höchstens 
mit dem Betrag angesetzt werden, auf den sich der 
Kapitalanteil des Gesellschafters in der Personen- 
gesellschaft am Stichtag der Jahresbilanz für das 
letzte vor dem Eingliederungstag endende Ge- 
schäftsjahr der Personengesellschaft beläuft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Anteile an 
Gesellschaften und Wertpapiere, die keine Anteile 
an Kapitalgesellschaften verkörpern, wenn sich der 
Sitz der Gesellschaft oder des Schuldners in Berlin, 
die Geschäftsleitung jedoch außerhalb des Geltungs- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

b) Wertpapiere von Schuldnern 
mit Sitz im Saarland handelt, die bereits 
in der Jahresbilanz für das im Kalender- 
jahr 1954 endende Geschäftsjahr ausge- 
wiesen worden sind, 

2. mit dem Steuerkurswert vom 31. Dezem- 
ber 1956 angesetzt werden, wenn es sich 
um 

a) Anteile an Kapitalgesellschaften 

b) Wertpapiere von Schuldnern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes außerhalb des Saarlandes handelt, die 
bereits in der Jahresbilanz für das im Ka- 
lenderjahr 1956 endende Geschäftsjahr 
ausgewiesen worden sind. 

(2) Ist für die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten An- 
teile und Wertpapiere ein Steuerkurswert auf den 
31. Dezember 1956 nicht festgesetzt worden, so 
können sie höchstens mit dem sonstigen, nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des Bewertungsgesetzes für den 
einzelnen Anteil oder das einzelne Wertpapier 
maßgebenden Wert vom 31. Dezember 1956 ange- 
setzt werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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bereidis dieses Gesetzes befindet. Für die Bewer- 
tung dieser Anteile und Wertpapiere gilt § 9. 


§ 28 

Umwandlung und Neufestsetzung 

(1) Beschließt eine Kapitalgesellsdiaft spätestens 
zugleich mit der Feststellung der Eröffnungsbilanz 
nach dem Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 12. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 844) ihre Umwandlung, so bedarf es 
der Neufestsetzung nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts nicht; die Eröffnungsbilanz kann nach den 
für die gewählte neue ReMsform geltenden Vor- 
schriften aufgestellt werden; Der Umwandlung ist 
eine nach den für die gewählte neue Rechtsform 
geltenden Vorschriften aufgestellte Bilanz zugrunde 
zu legen, deren Stichtag höchstens sechs Monate vor 
dem Tag der Eintragung der Umwandlung liegt 


(2) Wird eine Kapitalgesellschaft zugleich mit der 
Neufestsetzung nach dem Aktiengesetz in eine Kapi- 
talgesellschaft anderer Rechtsform umgewandelt, so 
kann die Eröffnungsbilanz nach den für die gewählte 
neue Rechtsform geltenden Vorschriften aufgestellt 
weiden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 16a 

Valuta-Forderungen 

Forderungen, die vor dem Eingliederungstag in 
einer anderen Währung als in Franken begründet 
worden sind, können höchstens mit dem Wert an- 
gesetzt werden, der ihnen am Eingliedeningstag in 
Deutsche Mark beizulegen ist. 

§ 28 

Umwandlung und Neufestsetzung 

(1) Beschließt eine Kapitalgesellschaft spätestens 
zugleich mit der Feststellung der Eröffnungsbilanz 
nach dem Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 12. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 844) ihre Umwandlung, so bedarf es 
der Neufestsetzung nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts nicht. Der Umwandlung ist eine Bilanz 
zugrunde zu legen, deren Stichtag nicht vor 
dem Eingliedeningstag und höchstens sechs Mo- 
nate vor dem Tag der Anmeldung der Um- 
wandlung zur Eintragung in das Handelsregister 
liegt. Wird der Umwandlung die auf den Einglie- 
derungstag aufzustellende Eröffnungsbilanz der 
Kapitalgesellschaft zugrunde gelegt, so können 
die Aktionäre (Gesellschafter) der Kapital- 
gesellschaft für den Ansatz ihrer Anteile an der 
Kapitalgesellschaft in einer von ihnen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes aufzustellenden Er- 
öffnungsbilanz die Umwandlung auch dann nicht als 
bereits am Eingliederungstag wirksam ansehen, 
wenn sie im Verhältnis der Gesellschaften zuein- 
ander auf den Eingliederungstag zurückbezogen 
wird. 

(la) Wird bei einer Umwandlung nach Absatz 1 
das Vermögen der Kapitalgesellschaft auf eine 
gleichzeitig errichtete Gesellschaft anderer Recbts- 
form übertragen, so kann die Eröffnungsbilanz der 
Kapitalgesellschaft nach den für die gewählte neue 
Recbtsform geltenden Vorschriften aufgestellt wer- 
den. Wird der Umwandlung eine andere Bilanz als 
die Eröffnungsbilanz zugrunde gelegt, so kann auch 
diese Bilanz nach den für die gewählte neue Rechts- 
form geltenden Vorschriften aufgestellt werden. 

(l b) Beschließt eine bergrechtliche Gewerkschaft 
spätestens zugleich mit der Feststellung der Eröff- 
nungsbilanz nach dem Gesetz über die Umwand- 
lung von Kapitalgesellschaften vom 12. November 
1956 ihre Umwandlung, so gelten Absatz 1 Satz 2 
und 3, Absatz la sinngemäß. 

(2) Wird eine Kapitalgesellschaft zugleich mit der 
Neufestsetzung nach dem Aktiengesetz in eine Kapi- 
talgesellschaft anderer Rechtsform umgewandelt, so 
kann die Eröffnungsbilanz nach den für die gewählte 
neue Rechtsform geltenden Vorschriften aufgestellt 
werden. 
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§ 32 

Prüfungspflidit bei Gesellsdiaften mit beschränkter 
Haftung 

(1) Die Eröffnungsbilanz und die Vorschläge für 
die Neufestsetzung des Stammkapitals einer Gesell- 
schaft mit besdiränkter Haftung sind in entspredien- 
der Anwendung der §§ 135 bis 141 des Aktien- 
gesetzes sowie des § 30 dieses Gesetzes zu prüfen, 
wenn das in der Franken-Schlußbilanz ausgewiesene 
Stammkapital den Betrag von fünfzig Millionen 
Franken oder die in der Franken-Schlußbilanz aus- 
gewiesene Bilanzsumme den Betrag von zweihundert 
Millionen Franken erreicht oder überschreitet. 

(2) Die Prüfer werden von den Geschäftsführern 
bestellt f die Bestellung bedarf der Zustimmung des 
Aufsichtsrats, wenn die Gesellschaft nach gesetz- 
licher Vorschrift oder nach dem Gesellschaftsvertrag 
einen Aufsichtsrat zu bilden hat. 

(3) Zu Prüfern können auch vereidigte Buchprüfer 
bestellt werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Steuern. Gebühren 

§ 50 
Steuern 

(1) Die aus der Eröffnungsbilanz und der Neufest- 
setzung sich ergebenden zahlenmäßigen Verände- 
rungen im Vermögen der in § 3 bezeichneten na- 
türlichen und juristischen Personen und deren Ge- 
sellschafter begründen für die Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag keine Steuerpflicht. 

(2) Die aus der Neufestsetzung sich ergebenden 
zahlenmäßigen Veränderungen im Vermögen der 
in § 20 bezeichneten Gesellschaften und deren Ge- 
sellschafter und im Vermögen der Genossenschaften 
und deren Genossen unterliegen nicht den Steuern 
vom Kapitalverkehr. 

(3) Wird in den Fällen des § 21 ein Kapitalent- 
wertungskonto in die Eröffnungsbilanz eingestellt, 
so sind die zu seiner Tilgung verwandten Beträge 
bei der Ermittlung des Einkommens nicht abzugs- 
fähig. Die Verwendung von Gewinnen zur Tilgung 
eines Kapitalentwertungskontos begründet bei den 
Gesellschaftern für die Steuern vom Einkommen 
und Ertrag, bei der Gesellschaft für die Kapitalver- 
kehrsteuer keine Steuerpflicht. 

(4) In der den Steuerbehörden vorzulegenden 
Eröffnungsbilanz sind die vorläufig mit einem 
Erinnerungsposten angesetzten Vermögensgegen- 
stände sowie die Wertansätze, die sich auf ein 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be- 
triebenes Gewerbe beziehen, gesondert auszuwei- 
sen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 32 

Prüfungspflicht bei Gesellschaften mit besdiränkter 
Haftung 

(1) Die Eröffnungsbilanz und die Vorschläge für 
die Neufestsetzung des Stammkapitals einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung sind in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 135 bis 141 des Aktien- 
gesetzes sowie des § 30 dieses Gesetzes zu prüfen, 
wenn das in der Franken-Schlußbilanz ausgewiesene 
Stammkapital den Betrag von fünfundsiebzig Mil- 
lionen Franken oder die in der Franken-Schluß- 
bilanz ausgewiesene Bilanzsumme den Betrag von 
dreihundert Millionen Franken erreicht oder über- 
schreitet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

^ Steuern. Gebühren 

§ 50 
Steuern 

(1) Die aus der Eröffnungsbilanz und der Neufest- 
setzung sich ergebenden zahlenmäßigen Verände- 
rungen im Vermögen der in §§ 3 und 4 bezeich- 
neten natürlichen und juristischen Personen und 
deren Gesellschafter begründen für die Steuern vom 
Einkommen und Ertrag keine Steuerpflicht. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


11 



Drucksache 1153 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(5) Für Verluste aus Veranlagungszeiträumen, die 
vor dem Eingliederungstag geendet haben, ist bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer für Veranlagungszeiträume, die nach 
dem Eingliederungstag enden, ein Verlustabzug 
(§ lOd des Einkommensteuergesetzes) nicht zulässig. 
Das gilt jedoch nicht, wenn von der Möglichkeit, 
gemäß § 11 Abs. 1, §§ 12, 14 Abs. 1 und 2, §§ 15, 
16, 51 Abs. 3 und 7 für Vermögensgegenstände hö- 
here Werte in der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
anzusetzen, als sich bei Umrechnung der Werte der 
steuerlichen Franken-Schlußbilanz in Deutsche 
Mark zum amtlichen Umrechnungskurs am Einglie- 
derungstag ergeben, nicht Gebrauch gemacht wird. 
In diesem Fall können im Rahmen des § lOd des 
Einkommensteuergesetzes die zum amtlichen Um- 
rechnungskurs am Eingliederungstag in Deutsche 
Mark umgerechneten Verluste aus vor dem Einglie- 
derungstag endenden Veranlagungszeiträumen be- 
rücksichtigt werden. Für Verluste im Sinne des 
Satzes 1 aus einer Betriebsstätte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes ist der 
Verlustabzug (§ lOd des Einkommensteuergesetzes) 
in jedem Fall zulässig. Die Sätze 1 bis 4 gelten für 
die Gewerbesteuer sinngemäß. 

§ 51 

Steuerliche Ausgangswerte 

(1) Die für die einzelnen Vermögensgegenstände 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes in die Er- 
öffnungsbilanz eingestellten Werte sind auch für 
die Steuern vom Einkommen und Ertrag als Aus- 
gangswerte zugrunde zu legen. Sind besondere 
Wertansätze für die steuerliche Eröffnungsbilanz 
bestimmt, so sind diese Werte als Ausgangswerte 
maßgebend. 

(2) Unterhält ein Unternehmen mit Hauptnieder- 
lassung (Sitz) im Saarland eine Betriebsstätte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes, so sind die Vermögensgegenstände die- 
ser Betriebsstätte in der steuerlidien Eröffnungs- 
bilanz mit dem Wert anzusetzen, der sich aus der 
auf den Tag vor dem Eingliederungstag aufgestell- 
ten steuerlichen Schlußbilanz der Betriebsstätte er- 
gibt. Braucht eine steuerliche Schlußbilanz nicht auf- 
gestellt zu werden, so tritt an ihre Stelle die han- 
delsrechtliche Schlußbilanz. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn ein ständiger Vertreter im 
Sinne des § 49 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes bestellt war. 

(3) Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland ist in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz mit dem Wert anzusetzen, der sich als Kapi- 
talanteil des Gesellschafters aus der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz dieser Personengesellschaft ergibt. 
Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes ist in der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
mit dem Wert anzusetzen, der sich als Kapitalanteil 
des Gesellschafters in einer auf den Tag vor dem 
Eingliederungstag aufzustellenden steuerlichen 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(5) Für Verluste aus Veranlagungszeiträumen, die 
vor dem Eingliederungstag geendet haben, ist bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer für Veranlagungszeiträume, die nach 
dem Eingliederungstag enden, ein Verlustabzug 
(§ lOd des Einkommensteuergesetzes) nicht zulässig. 
Das gilt jedoch nicht, wenn von der Möglichkeit, 
gemäß § 11 Abs. 1, §§ 12, 14, Abs. 1 und 2, §§ 15 
bis 16a, 51 Abs. 3 und 7 für Vermögensgegenstände 
höhere Werte in der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
anzusetzen, als sich bei Umrechnung der Werte der 
steuerlichen Franken-Schlußbilanz in Deutsche 
Mark zum amtlichen Umrechnungskurs am Einglie- 
derungstag ergeben, nicht Gebrauch gemacht wird. 
In diesem Fall können im Rahmen des § lOd des 
Einkommensteuergesetzes die zum amtlichen Um- 
rechnungskurs am Eingliederungstag in Deutsche 
Mark umgerechneten Verluste aus vor dem Einglie- 
derungstag endenden Veranlagungszeiträumen be- 
rücksichtigt werden. Für Verluste im Sinne des 
Satzes 1 aus einer ßetriebsstätte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes ist der 
Verlustabzug (§ lOd des Einkommensteuergesetzes) 
in jedem Fall zulässig. Die Sätze 1 bis 4 gelten für 
die Gewerbesteuer sinngemäß. 

§ 51 

Steuerliche Ausgangswerte 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Schlußbilanz dieser Personengesellschaft ergeben 
würde. 

(4) Rücklagen, die in der steuerlichen Franken- 
Schlußbilanz ausgewiesen sind und bei ihrer Bil- 
dung den steuerlichen Gewinn gemindert haben, 
sind in der steuerlichen Eröffnungsbilanz mit dem 
zum amtlichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten Betrag 
der steuerlichen Franken-Schlußbilanz anzusetzen. 
Die Rücklagen sind nach den bei ihrer Bildung maß- 
gebenden Grundsätzen aufzulösen. 


(5) Die Absätze 1 bis 4 sowie die §§ 8 bis 19, 
§ 50 Abs. 1, 4 und 5 sind bei den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag für die auf den Eingliederungs- 
tag aufzustellende steuerliche Bilanz der Steuer- 
pflichtigen, die nicht unter § 3 dieses Gesetzes fal- 
len, aber ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 
des Einkommensteuergesetzes durch Bestandsver- 
gleich ermitteln, vorbehaltlich des Absatzes 6 sinn- 
gemäß anzuwenden; hierbei ist bei der Anwen- 
dung des § 50 Abs. 5 Satz 2 in die dort aufgeführ- 
ten Vorschriften, die den Verlustabzug ausschlie- 
ßen, Absatz 6 mit einzubeziehen. 

(6) Bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 des Einkom- 
mensteuergesetzes beziehen und den Gewinn nach 
§ 4 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes durch Be- 
standsvergleich ermitteln, gilt folgendes; 

1. Auf Gebäude, die im Einheitswert eines 
Betriebs enthalten sind, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfestsetzung als land- und forst- 
wirtschaftliches Vermögen bewertet wor- 
den ist, ist § 11 mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß vorbehaltlich der Nummern 
2 und 3 an Stelle des Einheitswerts nach 
§ 11 Abs. 1 die folgenden Hundertsätze 
des Einheitswerts treten, wobei Zuschläge 
im Sinne des § 40 Ziff. 1 des Bewertungs- 
gesetzes unberücksichtigt bleiben: 
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(4) Rücklagen, die in der steuerlichen Franken- 
Schlußbilanz ausgewiesen sind, bei ihrer Bildung 
den steuerlichen Gewinn gemindert haben und nicht 
als versteuerte Rücklagen gelten, sind in der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz mit dem zum amtlichen Um- 
rechnungskurs am Eingliederungstag in Deutsche 
Mark umgerechneten Betrag der steuerlichen Fran- 
ken-Schlußbilanz anzusetzen. Die Rücklagen sind 
nach den bei ihrer Bildung maßgebenden Grund- 
sätzen aufzulösen. Ansprüche und Verbindlichkei- 
ten nach der Verordnung über die Vergütung und 
Nacherhebung von Zöllen, Verbrauchsteuern und 
Steuern auf Lieferungen und sonstige Leistungen 
im Saarland sind in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz nicht auszuweisen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sowie die §§ 8 bis 19, 
§ 50 Abs. 1, 4 und 5 sind bei den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag für die auf den Eingliederungs- 
tag aufzusteliende steuerliche Bilanz der Steuer- 
pflichtigen, die nicht unter §§ 3 oder 4 dieses Ge- 
setzes fallen, aber ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 
oder § 5 des Einkommensteuergesetzes durch Be- 
standsvergleich ermitteln, vorbehaltlich des Ab- 
satzes 6 sinngemäß anzuwenden; hierbei ist bei der 
Anwendung des § 50 Abs. 5 Satz 2 in die dort auf- 
geführten Vorschriften, die den Verlustabzug aus- 
schließen, Absatz 6 mit einzubeziehen. 

(6) unverändert 


a) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als landwirtschaft- 
licher Betrieb bewertet worden ist, 

bei einem Hektarsatz Hundertsatz 

von vom Einheitswert 


über 


3 000 

40 

2 501 

bis 

3 000 

45 

2 001 

bis 

2 500 

50 

1 601 

bis 

2 000 

55 

1 201 

bis 

1 600 

60 

801 

bis 

1 200 

65 


bis 

800 

70, 
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b) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als forstwirtschaft- 
licher Betrieb bewertet worden ist, 


bei einer Hundertsatz 

Betriebsgröße vom Einheitswert 


bis 300 Hektar 

von 301 

bis 1 000 Hektar 

über 1 000 Hektar 


15, jedoch 
hödistens 
25 000 Deut- 
sche Mark 

10, jedoch 
höchstens 
40 000 Deut- 
sche Mark 


c) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als Weinbaubetrieb 
bewertet worden ist, 

Hundertsatz 
vom Einheitswert 


30, 

d) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als gärtnerischer Be- 
trieb gewertet worden ist, 

Betriebsart Hundertsatz 

vom Einheitswert 


Gemüsebau 20 

sonstige Betriebe 30. 

2, Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als übriges land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen be- 
wertet worden ist, und Gebäude, die zu 
einem Abbauland gehören, sind höchstens 
mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs 
am Eingliederungstag in Deutsche Mark 
umgerechneten Wert der steuerlichen 
Franken-Schlußvermögensübersicht anzu- 
setzen. 

3. Sind bei der für den Eingliederungstag 
maßgebenden Feststellung des Einheits- 
werts eines in Nummer 1 genannten Be- 
triebs Teile des Betriebs im Sinne der 
§§ 13, 19, 23 oder 28 der Durchführungs- 
verordnung zum Bewertungsgesetz geson- 
dert bewertet worden, so sind die Höchst- 
werte der Gebäude in entsprechender An- 
wendung der Nummer 1 für jeden Teil 
des Betriebs gesondert auf der Grundlage 
des auf ihn entfallenden anteiligen Ein- 
heitswertes und unter Anwendung des für 
die Nutzungsart maßgebenden Hundert- 
satzes zu ermitteln. Gebäude eines Teils 
des Betriebs, der, losgelöst von der Zu- 
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gehörigkeit zu diesem Betrieb, zum übri- 
gen land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen gehören würde, und Gebäude, die 
zu einem Abbauland gehören, sind höch- 
stens mit dem in Nummer 2 genannten 
Wert anzusetzen. 

4. Bei Tieren ist § 12 nur auf besonders 
wertvolle Tiere, z. B. Zuchttiere anzuwen- 
den. Der übrige Viehbestand ist mit dem 
zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umge- 
rechneten Wert der steuerlichen Franken- 
Schlußvermögensübersicht anzusetzen. 

5. Soweit für Gebäude und bewegliches An- 
lagevermögen bei der für den Eingliede- 
rungstag maßgebenden Einheitswertfest- 
stellung Zuschläge im Sinne des § 40 
Ziff. 1 des Bewertungsgesetzes gemacht 
worden sind, sind die durch die Zuschläge 
erfaßten Vermögensgegenstände nicht 
nach den Nummern 1 bis 4 zu bewerten, 
sondern bis zur Höhe des auf sie entfal- 
lenden Teils der Zuschläge anzusetzen. 

(7) Bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus einem 
Betrieb beziehen, der bei der für den Eingliede- 
rungstag maßgebenden Einheitswertfeststellung als 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen bewertet 
worden ist, und die den Gewinn nach § 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes ermitteln, sind die Vorschrif- 
ten des Absatzes 6 entsprechend anzuwenden. Der 
Wert des Grund und Bodens eines Betriebs, der bei 
der für den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellurug als land- und forstwirtschaft- 
liches Vermögen bewertet worden ist, ist höchstens 
mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schlußbilanz anzu- 
setzen. Ist der Wert, der dem Grund und Boden am 
Stichtag der Eröffnungsbilanz beizulegen ist, niedri- 
ger, so ist höchstens dieser Wert anzusetzen. 


ZWEITER TEIL 

Endgültige Wertansätze für saarländische Wertpapiere 
und Anteile in einer Eröffnungsbilanz nach dein 
D-M arkhila nzgesetz 


§ 57 

Bisherige Wertansätze 

Die Werte, mit denen Anteile an Gesellschaften 
mit Sitz im Saarland und Wertpapiere, die von 
Schuldnern mit Sitz im Saarland ausgegeben wor- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(7) unverändert 


ZWEITER TEIL 

Bewertung von saarländischen Vermö- 
gensgegenständen durch Kaufleute mit 
Sitz außerhalb des Saarlandes 

ERSTER ABSCHNITT 

Endgültige Wertansätze für saarländische 
Wertpapiere und Anteile in einer Eröffnungs- 
bilanz nach dem D-Markbilanzgesetz 

§ 57 

unverändert 
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den sind, in einer nach §§1,2 Abs. 1 des D-Mark- 

bilanzgesetzes oder nach §§ 2 bis 4 , 6 des D-Mark- t 

bilanzergänzungsgesetzes aufgestellten Eröffnungs- 
bilanz angesetzt worden sind, gelten als vorläufige 
Werte im Sinne des D-Markbilanzgesetzes. Die vor- 
läufigen Werte können durch Einsetzung der in § 58 
bestimmten endgültigen Werte berichtigt werden; 
sie müssen berichtigt werden, soweit sie nach § 58 
als endgültige Werte nicht beibehalten werden 
können. Auf die Berichtigung sind §§ 47, 73 Abs. 4 , 

§ 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes anzu- 
wenden, § 47 des D-Markbilanzgesetzes jedoch mit 
der Maßgabe, daß Beträge, die der gesetzlichen 
Rücklage (Sonderrücklage) zugeführt werden müß- 
ten, auch in eine freie Rücklage gestellt werden 
können, sofern die gesetzliche Rücklage fSonder- 
rücklage) zehn vom Hundert des Nennkapitals oder 
den in der Satzung bestimmten höheren Teil des 
Nennkapitals erreidit. Soweit nur die steuerliche 
Eröffnungsbilanz berichtigt wird, finden § 73 Abs. 4, 

§ 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes ent- 
sprechende Anwendung. 


§ 58 § 

Endgültige Wertansätze u n v e r ä n 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung, bergrecht- 
liche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften) mit 
Sitz im Saarland und Wertpapiere, die keine Anteile 
an Kapitalgesellschaften verkörpern und von Schuld- 
nern mit Sitz im Saarland ausgegeben worden sind, 
können endgültig höchstents mit dem nach § 14 
Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Wert angesetzt werden. 

Für Anteile an Kapitalgesellschaften mit Sitz im 
Saarland, die eine Beteiligung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes darstellen, erhöht sich der nach Satz 1 maß- 
gebende Wert für den einzelnen Anteil um die in 
§ 15 Abs. 2 bestimmten Zuschläge. Ob eine Beteili- 
gung vorliegt und welchen Teil des Nennkapitals 
der Kapitalgesellschaft oder der Kuxe der bergrecht- 
lichen Gewerkschaft sie umfaßt, bestimmt sich nach 
den am Stichtag der in Absatz 5 bezeichneten Jahres- 
bilanz noch vorhandenen Anteilen. 

(2) Anteile an einer Personengesellschaft mit Sitz 
im Saarland können endgültig höchstens mit dem 
Betrag angesetzt werden, auf den sich der Kapital- 
anteil des Gesellschafters in der nach diesem Gesetz 
aufgestellten Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft beläuft. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
ist der Anteil endgültig mit dem Betrag anzusetzen, 
der sich als Kapitalanteil des Gesellschafters aus der 
nach diesem Gesetz aufgestellten steuerlichen Er- 
öffnungsbilanz der Personengesellschaft ergibt. 

(3) Ein nach den Absätzen 1 und 2 zulässiger Wert 
kann nur angesetzt werden, soweit nicht die Grund- 
sätze ordnungsmäßiger Buchführung Abschreibun- 
gen oder Wertberichtigungen auf den Abschlußstich- 
tag nötig machen. In der steuerlichen Eröffnungs- 
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Bilanz können auch in diesem Fall die nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 zulässigen Werte angesetzt werden. 

(4) Sind Anteile und Wertpapiere im Sinne des 
Absatzes 1 vor dem Stichtag der in Absatz 5 be- 
zeichneten Jahresbilanz veräußert oder aus dem 
Betriebsvermögen entnommen worden, so können 
sie in der steuerlichen Eröffnungsbilanz höchstens 
mit dem nach Absatz 1 Satz 1 endgültig zulässigen 
Wert angesetzt werden. Soweit die veräußerten 
oder entnommenen Anteile im Zeitpunkt der Ver- 
äußerung oder Entnahme eine Beteiligung im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes darstellten, kann in der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz endgültig höchstens der 
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 zulässige Wert angesetzt 
werden. Anteile an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland, die vor dem Eingliederungstag 
veräußert worden sind, können in der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz endgültig höchstens mit dem Ver- 
äußerungserlös angesetzt werden. 

(5) Die Berichtigung muß spätestens in der Jahres- 
bilanz für das erste Geschäftsjahr erfolgen, das nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes endet. In den Fäl- 
len des Absatzes 2 muß die Berichtigung spätestens 
in der ersten Jahresbilanz erfolgen, die nach Fest- 
stellung der Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft aufgestellt wird. Wird nur die steuerliche 
Eröffnungsbilanz berichtigt, so muß die Beriditigung 
spätestens an dem Tag erfolgen, an dem die in den 
Sätzen 1 oder 2 bezeichnete Jahresbilanz beim 
Finanzamt eingereicht wird. 

(6) Werden Wertansätze, die berichtigt werden 
können, nicht in der in Absatz 5 bestimmten Jahres- 
bilanz berichtigt, so gelten sie als endgültige Wert- 
ansätze. Werden Wertansätze, die berichtigt wer- 
den müssen, nicht in dieser Jahresbilanz berichtigt, 
so gelten die zulässigen endgültigen Höchstwerte 
für diese und die künftigen Jahresbilanzen als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne der in 
§ 5 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes angeführten 
gesetzlichen Vorschriften. 

(7) Führt der Ansatz eines nach den Absätzen 1 
bis 4 zulässigen Werts zu einer Berichtigung der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz und ist der berichtigte 
Wert höher als der bisher eingesetzte Wert, so ist 
der berichtigte Wert in den steuerlichen Bilanzen 
für Wirtschaftsjahre, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes enden, beizubehalten. 

(8) § 57 und die Absätze 1 bis 7 sind für die in § 74 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes bezeichneten 
Steuerpflichtigen sinngemäß anzuwenden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 58a 

Ausnahmen 

Sind Anteile an Gesellschaften mit Sitz im Saar- 
land oder Wertpapiere, die von Schuldnern mit Sitz 
im Saarland ausgegeben worden sind, von einem 
Kaufmann mit Hauptniederlassung (Sitz) im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des Saar- 
landes in einer auf dem Tag vor dem Eingliede- 
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rungstag aufzustellenden steuerlichen Franken- 
Sdilußbilanz ausgewiesen worden, so gelten für 
ihre Bewertung, auch soweit sie in einer nach 
§§ 1, 2 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes oder nach 
§§ 2 bis 4, 6 des D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
aufgestellten Eröffnungsbilanz angesetzt worden 
sind, anstelle der §§ 57, 58 die Vorschriften des 
§ 58b. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Bewertung des Vermögens saarländischer 
Betriebsstätten von Kaufleuten mit Sitz 
außerhalb des Saarlandes 

§ 58b 

Änderung der bisherigen Wertansätze 

(1) Die Wertansätze für Vermögensgegenstände, 
die einem Kaufmann mit Hauptniederlassung (Sitz) 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes gehören und in einer auf den Tag vor 
dem Eingliederungstag aufzustellenden Franken- 
Schlußbilanz ausgewiesen sind, können in der Jah- 
resbilanz für das am Eingliederungstag endende 
oder laufende Geschäftsjahr durch Einsetzung des 
in Absatz 2 bestimmten Wertes geändert werden; 
sie müssen in dieser Jahresbilanz geändert werden, 
soweit sie nach Absatz 2 nicht beibehalten werden 
können. 

(2) Für die Bewertung der Vermögensgegen- 
stände gelten § 8 Abs. 1, §§ 9, 11 bis 15, 16a, 17 
bi§ 19 entsprechend. Bei der Anwendung des § 8 
Abs. 1 tritt an die Stelle des Stichtages der Eröff- 
nungsbilanz der Stichtag der in Absatz 1 bezeich- 
neten Jahresbilanz. 

(3) Für die in Absatz 1 bezeichnete Jahresbilanz 
und die künftigen Jahresbilanzen gelten die Werte, 
die für Vermögensgegenstände im Sinne des Ab- 
satzes 1 in der in Absatz 1 bezeichneten Jahres- 
bilanz angesetzt sind, höchstens jedoch die für den 
Ansatz in dieser Jahresbilanz nach Absatz 2 zu- 
lässigen Höchstwerte als Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten im Sinne des § 133 Nr. 1 bis 3 des 
Aktiengesetzes, des § 42 Nr. 1 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, des § 33c Nr. 1 und 2 des Genossenschafts- 
gesetzes sowie entsprechender Bestimmungen der 
Satzung (des Gesellschaftsvertrages, des Statuts). 

(4) Auf die Änderung von Wertansätzen für die 
in Absatz 1 bezeichneten Vermögensgegenstände 
ist, soweit sie in einer nach §§ 1, 2 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes oder nach §§ 2 bis 4, 6 des 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes anufgestellten Er- 
öffnungsbilanz ausgewiesen worden sind, § 47 des 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes nicht anzuwen- 
den. 
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(5) Für Vermögensgegenstände im Sinn des Ab- 
satzes 1 ist für die steuerliche Gewinnermittlung 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem Ablauf der Über- 
gangszeit enden, als Ausgangswert der Wert zu- 
grunde zu legen, mit dem sie nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes in eine steuerliche Eröffnungs- 
bilanz auf den Eingliederungstag höchstens hätten 
eingestellt werden können. Der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Ausgangswert nach Satz 1 und dem 
bisherigen Wertansatz ist bei der steuerlichen Ge- 
winnermittlung nicht zu berücksichtigen. Für Ver- 
luste saarländischer Betriebsstätten aus Veranla- 
gungszeiträumen, die vor dem Eingliederungstag 
geendet haben, gilt § 50 Abs. 5 entsprechend. 

(6) § 51 Abs. 5 gilt sinngemäß. 
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